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Die „Roma-Frage“ in Frankreich und 
Europa
Dekonstruktion eines Klischees

von Martin Olivera

Zusammenfassung

In der öffentlichen Wahrnehmung vieler europäischer Länder gelten Roma immer 
wieder als eine spezielle Bevölkerungsgruppe, die spezifische Probleme verursacht. 
Am Beispiel der Gruppe der „Roma-Migranten“ in Frankreich fällt auf, dass ein 
Großteil der Schwierigkeiten, mit denen diese Einwanderergruppe konfrontiert ist, 
damit zusammenhängt, welche Wahrnehmungen und Klischees von „Roma“ in 
Politik, Institutionen und Medien vorherrschen. Der Begriff  „Roma-Migranten“ 
ist noch relativ jung und umschreibt verschiedene familiäre Gruppen aus Zentral-
europa und vom Balkan, die infolge des Zusammenbruchs der kommunistischen 
Regime emigriert sind. In Frankreich umfasst diese Gruppe von Einwanderern 
15 000 bis 20 000 Personen vorwiegend aus Rumänien. Sie leben zumeist in tem-
porären, nicht genehmigten Siedlungen in den Vorstädten französischer Groß-
städte. Die prekären Lebensumstände sind allerdings nicht auf  eine in irgend-
einer Art ethnisch-kulturell zu begründenden Präferenz eines „fahrenden Volkes“ 
zurückzuführen, sondern auf  Mechanismen der Ausgrenzung, die politisch, juris-
tisch und gesellschaftlich begründet sind.
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Die „Roma-Frage“ in Frankreich und Europa:
Dekonstruktion eines Klischees

von Martin Olivera

Die „Roma-Frage“ nimmt heute einen festen 
Platz in den öffentlichen Debatten in Frankreich 
ein. Während noch vor zehn Jahre nur wenige den 
Begriff  benutzten, glaubt heute jeder zu wissen, 
wer „die Roma“ sind und aus welchen Gründen sie 

„Probleme verursachen“: Die Migrantenfamilien aus 
Osteuropa würden übermäßig viele Lager errichten 
und ihren Lebensunterhalt auf  illegalem oder gar 
kriminellem Wege verdienen. Die Roma werden 
eher als Zigeuner oder Bohemiens des 21. Jahr-
hunderts1 denn als Migranten in prekärer Situation 
wahrgenommen und gelten als Außenseiter und 
Nomaden, die den Zusammenhalt der modernen 
europäischen Gesellschaften insbesondere in städ-
tischen Gebieten auf  den Prüfstand stellen. Diese 
Wahrnehmung beschränkt sich nicht auf  Frank-
reich. Dies belegen die drei von der Europäischen 
Union (EU) seit 2008 organisierten Gipfel zur 

„Inklusion der Roma“ sowie die Aufforderung der 
Europäischen Kommission an die EU-Mitglied-
staaten im Jahr 2011, eine „nationale Strategie für 
die Integration der Roma“ auf  den Weg zu bringen. 
Darüber hinaus riefen verschiedene Institutionen 
und internationale NGOs eine „Dekade für die 
Inklusion der Roma 2005–2015“2 aus.

Diese Initiativen gehen von der Annahme aus, 
dass es in Europa eine ethnische Minderheit, „die 
Roma“, gebe, deren etwa 10 Millionen Angehö-
rige eine weit zurückliegende außereuropäische 
Herkunft teilen und die seit Jahrhunderten am 
Rande der sogenannten Mehrheitsgesellschaften 

leben. Dieser Ansicht zufolge handelt es sich bei 
der „Roma-Frage“ um ein schwerwiegendes, alther-
gebrachtes Problem, dem allein mit umfassenden 
politischen sowie spezifischen lokalen Maßnahmen 
begegnet werden könne. Die französische Frage 
der „nicht genehmigten Siedlungen“ (frz. „cam-
pements illicites“) ist somit Bestandteil einer kog-
nitiv und rhetorisch weit größeren Problematik, 
die ganz Europa umfasst und auf  die nationale 
und lokale Akteure nach eigener Ansicht keinen 
Einfluss haben. Diese Tatsache erklärt sicherlich 
auch den überzogenen politischen und medialen 
Diskurs zur Roma-Frage, denn mit der Zahl von 
etwa 20 000 Personen, davon ein Drittel Kinder, ist 
die Bedrohungswahrnehmung in der französischen 
Gesellschaft kaum zu begründen.

Das Aufkommen der „Roma-Frage“ 
in Frankreich

Im September 2013 wurden in Frankreich 
394 „nicht genehmigte Lager“ gezählt, in denen 
16 949 Personen lebten, darunter 4 300 Kinder.3 
Auch wenn sich diese Daten auf  Bewohner der 
Siedlungen beziehen, und zwar unabhängig von 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit – so formuliert ein 
entsprechender offizieller Bericht und setzt diese 
Angabe zur Betonung sogar kursiv –, so steht doch 
außer Frage, dass jene Roma gemeint sind, die im 
Laufe der letzten Jahre aus Osteuropa und dem 
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Balkan eingewandert sind. Ausgehend von dieser 
spezifischen Einwanderergruppe entwickelte sich 
allerdings die globalere, sogenannte „Roma-Frage“ 
im Verlauf  der letzten 20 Jahre zu einem wieder-
kehrenden Topos der politischen und medialen 
Agenda bis zum Höhepunkt der Krise im Sommer 
2010 und der Rede Nicolas Sarkozys in Grenoble.4

Im Juli 2010 war das politische Klima angespannt. 
Der Tod eines Jugendlichen, der aus einem als 
schwierig geltenden Viertel Grenobles stammte, 
hatte mehrere Nächte „urbaner Unruhen“ nach 
sich gezogen. 300 km entfernt waren zudem Roma 
an mehreren Schlägereien beteiligt gewesen, nach-
dem ein Mitglied der Gemeinde bei dem Versuch, 
eine Polizeisperre in Zentralfrankreich zu überwin-
den, zu Tode gekommen war. Der französische 
Präsident hielt daraufhin eine scharfe Rede zur 
Sicherheitslage, in der er offen einen Zusammen-
hang zwischen Immigration und Unsicherheit her-
stellte. Indem er erklärte, einen „Krieg […] gegen 
Schwarzhändler und Straftäter“ führen zu wollen, 
platzierte er das „Problem der Roma-Lager“ pro-
minent auf  der politischen Bühne und illustrierte 
daran exemplarisch das „Scheitern der Integration“ 
nach „50 Jahren unzureichend geregelter Einwan-
derung“. Obwohl er jegliche „Stigmatisierung der 
Roma“ von sich wies, verwischte Nicolas Sarkozy 
in seiner Rede bewusst die Grenzen zwischen den 
etwa 400 000 Angehörigen des „fahrenden Volkes“, 
die als französische Staatsbürger nach französi-
schem Recht eine eigenständige gesellschaftliche 
Kategorie darstellen, und den 15–20 000 als „Mig-
ranten“ bezeichneten Roma rumänischer und 
bulgarischer Staatsbürgerschaft, die zu diesem 
Zeitpunkt unter prekären Bedingungen in tem-
porären Siedlungen in Frankreich lebten. Seitdem 
verebbt die Aufregung um das Thema nicht mehr. 
Es findet in regelmäßigen Abständen Eingang in 
die Nachrichten, sei es infolge einer öffentlichen 
Erklärung zum Thema, eines lokalen Vorfalls5 oder 
schlicht zur Füllung der Nachrichtenspalten.

Emigration und Immigration der 
rumänischen Roma – jenseits der 
Klischees

Die Präsenz der sogenannten Roma-Migranten 
in den französischen Städten ist alles andere als 
ein Novum. Bereits seit Herbst 1989 hatte sich 
in Nanterre eine Barackensiedlung entwickelt, in 
der Familie lebten, die in Folge des Zerfalls der 
kommunistischen Regime aus Osteuropa emigriert 
waren. Damals fand das Phänomen kaum Beach-
tung. Im Laufe der Jahre schlossen sich diesen 
hauptsächlich aus Westrumänien stammenden 
frühen Migranten Familienangehörige an, doch 
erlangte diese kleine Volksgruppe nicht die Sicht-
barkeit, um zum Gegenstand des politischen und 
medialen Diskurses zu werden. Erst nach Beginn 
der EU-Beitrittsverhandlungen mit Rumänien und 
Bulgarien im Jahr 2002 nahm die Zuwanderung 
von Rumänen und Bulgaren – Roma oder nicht – 
in die westeuropäischen Länder neue Ausmaße an. 
Aktuellen Schätzungen zufolge entschlossen sich in 
den letzten 20 Jahren zwischen 10 und 20 Prozent 
der rumänischen Bevölkerung, nach Westeuropa 
oder Nordamerika auszuwandern.6 Diejenigen, die 
fortan zunehmend als „Roma-Migranten“ bezeich-
net wurden, machten von Anfang an nur einen 
geringen Anteil dieser Migranten aus. Einige der 
Familien definierten sich selbst als „Roms“ (auf  
Romanes) oder „Zigeuner“ (auf  Rumänisch/Bul-
garisch), andere nicht. Tatsächlich stellt die ethni-
sche Zugehörigkeit nicht das Hauptmerkmal dieser 
Bevölkerungsgruppe dar, die eher über ihre Wohn-
form und damit über ihre Sichtbarkeit im urbanen 
Raum definiert werden kann. Es handelt sich um 
sozial schwache Familien europäischen Ursprungs, 
die im Kollektiv Barackensiedlungen oder Häuser 
besetzen. Wie empirische Untersuchungen immer 
wieder bestätigen, leben die meisten von ihnen seit 
acht bis zehn Jahren in Frankreich: Auf  die Frage, 
wann sie das erste Mal nach Frankreich gekommen 
seien, geben die Betroffenen ein Datum zwischen 
2002 und 2005 an. In der ersten Hälfte der 1990er 
Jahre überwog in der französischen Öffentlichkeit 
das Bild der flüchtenden oder exilierten Roma: 
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In ihren Herkunftsländern seit Jahrhunderten an 
den Rand der Gesellschaft gedrängt, unter dem 
Kommunismus zur Sesshaftigkeit gezwungen und 
massiver Diskriminierungen ausgesetzt7, würden 
die Roma ihre vor 1000 Jahren8 begonnene „Reise“ 
wieder aufnehmen, so die Wahrnehmung. Ihre 
Emigration ist damit schon sehr früh losgelöst von 
anderen osteuropäischen, verstärkt wirtschaftlich 
motivierten Migrationsbewegungen. Diese auf  das 
Fremdartige und/oder die Opferrolle fokussierte 
Wahrnehmung, die vor allem unter zivilgesell-
schaftlichen Unterstützergruppen verbreitet war, 
fand jedoch bei den Institutionen wenig Widerhall. 
Zudem wandelte sich bis zum Jahr 2000 der Blick 
auf  Einwanderer in Frankreich schrittweise, und 
zwar vom „Asylbewerber“ zum „Sans Papier“ 
(Ausländer ohne gültige Aufenthaltsbewilligung). 
Mit Beginn des neuen Jahrtausends etablierte sich 
im Kontext eines Wahlkampfs, der die Themen 

„mangelnde Sicherheit“ und „erduldete Einwan-
derung“9 in den Fokus rückte, in den Medien das 
negative Bild der „Rumänen“, wobei Roma und 
Nicht-Roma zunächst gleichgesetzt wurden: als 
unerwünschte, irreguläre Einwanderer, die im 
besten Fall vom Betteln, ansonsten von Diebstahl, 
Prostitution und der Plünderung von Parkscheinau-
tomaten leben würden.10

Bei genauerer Betrachtung der Migrationsdynami-
ken und -strategien der betreffenden Familien fällt 
jedoch auf, dass diese viele Gemeinsamkeiten mit 
anderen europäischen Migranten aufweisen, die im 
Laufe des vergangen Jahrhunderts auswanderten. 
Zum einen stellt ihr Aufbruch keine Flucht dar, 
sondern vielmehr eine Entscheidung aus ökono-
mischen Gründen, in den meisten Fällen gepaart 
mit dem Wunsch (jedenfalls zu Beginn), in das 
Herkunftsland zurückzukehren.11 In dieser Hinsicht 
ist die Emigration der Roma untrennbar mit dem 
breiten Migrationsstrom aus dem ehemals kom-
munistischen, durch den wirtschaftlichen Wandel 
gezeichneten Osten in Richtung Westeuropa oder 
Nordamerika verbunden.12 Darüber hinaus liegen 
die Emigrationsrate der rumänischen Roma und 
die nationale rumänische Emigrationsrate mit, je 
nach Schätzung, zwischen 10 und 15 Prozent in 
ähnlicher Höhe.13

Besucht man die besetzten Häuser und die Sied-
lungen, kann man vor Ort schwerlich einen a priori 
bestehenden Willen zum Zusammenschluss ausma-
chen. Wenn sich mehrere Personen oder Familien 
zusammentun, so hat dies meist praktische Gründe, 
denn unter den ungünstigen Aufnahmebedingun-
gen leiden insbesondere Personen mit geringem 
sozio-ökonomischen Kapital – wie es in jüngerer 
Vergangenheit auch anderen Immigrantengrup-
pen widerfuhr, beispielsweise Spaniern, Italienern, 
Nordafrikanern oder Portugiesen.14 Genau wie sie 
leben die Roma nicht aufgrund ihrer ethnischen 
Zugehörigkeit am selben Ort, sondern weil sie aus 
denselben Städten oder Dörfern stammen und in 
vielen Fällen nachbarschaftlich und/oder familiär 
verbunden sind. Ebenso berichten die Betrof-
fenen weniger vom Wunsch nach Anerkennung 
der eigenen kulturellen Identität als vielmehr von 
Versuchen, sich von der Gruppe zu entfernen, zu 
zerstreuen, ja sich „unsichtbar“ zu machen, sobald 
es die eigenen Mittel erlauben. Aus diesem Grund 
betrachten sie das Leben auf  dem „Platz“ (die Mig-
ranten selbst verwenden diesen deutschen Begriff, 
der auf  Rumänisch oder Romanes das besetzte 
Haus oder die Siedlung bezeichnet) als Provisorium, 
selbst wenn dieses mehrere Jahre andauert.

Trotz gewisser Parallelen zwischen den Roma-
Migran ten heute und den Migranten in den Sied-
lungen der 1950er bis 1970er Jahre ähnelt die 
Lebensweise der Roma doch vielmehr der aktueller 
transnationaler Migrationsbewegungen: „Dieses 
Reisen von einer Stadt zur anderen, von einem 
Land zum anderen, ist nicht willkürlich, sondern 
scheint einer Logik, einem Wissen über Migration 
und Bewegung zu gehorchen, die in der sozialen 
Vernetzung der Migranten begründet sind.“15 Die 
Migranten wählen die Strategie, sich an verschie-
denen Orten niederzulassen und dort sowie in den 
Transitländern die zur Verfügung stehenden Res-
sourcen auszuschöpfen.16 Damit bedienen sich die 

„Roma-Migranten“ heute wie gestern weit verbreite-
ter Migrationsstrategien und -dynamiken.

Dennoch wächst in der politisch-medialen Sphäre 
und in der Öffentlichkeit das Misstrauen gegenüber 
der Migration der Roma sowie gegenüber ihrer 
kulturellen Identität. Indem die europäischen Insti-
tutionen und diverse NGOs17 im Laufe der vergan-
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genen 20 Jahre ein prototypisches Bild der Roma 
wiederbelebten, nährten sie die Wahrnehmung der 
Roma als einer Bevölkerungsgruppe, die seit Jahr-
hunderten am Rand der europäischen Moderne 
lebt und die vor allem durch ihre mangelhafte Ein-
gliederung in die Gesellschaft auffällt. Dabei bleibt 
außer Acht, dass beispielsweise die aus Rumänien 
stammenden und als „Roma-Migranten“ bezeich-
neten Familien fast alle einen Wohnsitz in ihrem 
Heimatland haben, die Erwachsenen die Schule 
besucht haben und erwerbstätig waren – zumindest 
bis in die 1990er Jahre.

Der „Platz“: Wohnraum aus 
Mangel an Alternativen

Im Kern geht es in der Diskussion zur Roma-Frage 
in Frankreich um den Begriff  der „nicht geneh-
migten Siedlungen“: Hierbei handelt es sich um 
einen neuen Terminus, der seit dem Sommer 2010 
verwendet wird und der weder dem juristischen 
noch dem städteplanerischen Vokabular entstammt. 
Von einem sachlichen Standpunkt aus betrachtet 
handelt es sich um besetzte Häuser oder Camps, 
die als „nicht rechtmäßig“ gelten, sobald erwiesen 
ist, dass dort Roma wohnen. Der Begriff  ist höchst 
politisch, da die Bezeichnung eines Wohnraums als 
nicht genehmigte Siedlung Diskurse und Handlun-
gen rechtfertigt, die weit über die Frage schlechter 
Wohnverhältnisse hinausgehen.18 Während Ver-
bände und Organisationen lieber von „Gelände“ 
sprechen, so gebrauchen die Bewohner selbst den 
Begriff  „Platz“, um ihren Wohnraum zu bezeich-
nen. Sei es ein besetztes Gebäude, eine Siedlung 
mit Baracken aus wiederverwerteten Materialien 
oder ein Stellplatz für alte Wohnwagen – der 

„Platz“ ist ein gemeinschaftlich besetzter Ort, den 
eine Gruppe von mehreren Familien oder einige 
hundert Personen für sich eingenommen haben. 
Die „Plätze“ liegen in von der Deindustrialisierung 
geprägten Umgebungen in den Außenbezirken der 
französischen Metropolen. Im Großraum Paris 
befinden sich die meisten innerhalb des ehemali-
gen „roten Gürtels“ der Kommunen, die lange Zeit 
von der kommunistischen Partei regierten wurden, 
insbesondere in Saint-Denis und im Département 
Val de Marne. Diese im Umbruch begriffenen 

Stadtgebiete in der Nähe von Paris, die gut an den 
öffentlichen Nahverkehr angebunden sind, stellen 
einerseits Bauland für kapitalkräftige Großunter-
nehmen dar,19 andererseits bieten sie Wohnraum 
für sozial schwache Bevölkerungsschichten, insbe-
sondere für Migranten, die nur schwer eine andere 
Wohnung finden. So liegen zahlreiche „Plätze“ in 
unmittelbarer Nähe großer Sanierungsbaustellen 
oder Neubauten, ja manchmal stehen die Hütten 
gar Seite an Seite mit Kränen und Bulldozern auf  
dem gleichen Gelände. Meist gehört das bewohnte 
Stück Land zu einem Grundstück, das von öffent-
licher oder halb-öffentlicher Hand verwaltet wird 
und bis zum Beginn eines Sanierungsprojekts sich 
selbst überlassen blieb.

In diesem Kontext erweist sich der „Le Hanul“20 
genannte „Platz“ in Saint-Denis als exemplarisch 
und außergewöhnlich zugleich. Wie zahlreiche 
nicht genehmigte Siedlungen befindet er sich in 
einem Niemandsland, eingeklemmt zwischen Bahn-
gleisen und ummauerten Industrieanlagen, überragt 
vom Viadukt der A86, unter dem sich ein Teil der 
Behausungen befindet. Die Siedlung Le Hanul 
stellt jedoch deshalb einen Sonderfall dar, weil sie 
angesichts der seit mehr als zehn Jahren andauern-
den regelmäßigen Räumungen sogenannter Roma-
Siedlungen21 ungewöhnlich lange Bestand hatte: Le 
Hanul wurde in den Jahren 2000 bis 2001 gegrün-
det und erst im Sommer 2010 geräumt. Dabei pro-
fitierten die Bewohner von einem Nutzungsvertrag, 
den sie 2003 mit dem Bürgermeister von Saint-
Denis unterzeichnet hatten und der die Einrichtung 
sanitärer Anlagen, die Installation eines Wasserzu-
gangs am Eingang des Geländes sowie eine regel-
mäßige Müllentsorgung vorsah. Darüber hinaus 
besuchten die in der Siedlung lebenden Kinder die 
städtischen Schulen. Soziale Vereine begleiteten die 
Bewohner und unterstützen sie in unterschiedlichen 
Belangen. Doch Le Hanul war noch aus anderen 
Gründen typisch für diese Art von Siedlungen: Das 
Baumaterial, aus dem die Wohnungen der Familien 
bestanden, war weitgehend identisch mit dem in 
anderen derartigen Siedlungen. Auf  beiden Seiten 
der einzigen Straße hatten die Bewohner Hütten 
errichtet. Diese hatten sie mit Hilfe von Mate-
rialien gebaut, die sie auf  Streifzügen durch die 
Stadt zusammengetragen hatten. Einige Familien 
verfügten über alte Wohnwagen, die sie durch ein 
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Vorzelt erweiterten, das je nach Jahreszeit geöffnet 
oder geschlossen wurde. Diese Raumerweiterungen 
dienten als Wohnraum, Empfangsraum und Küche, 
während das Wohnmobil selbst als Schlafzimmer 
fungierte. Die Tatsache, über einen längeren Zeit-
raum in ein und demselben Quartier wohnen zu 
können, hatte zur kontinuierlichen Verbesserung 
der Wohnverhältnisse beigetragen, je nach den 
Möglichkeiten, die das vorhandene Baumaterial bot, 
sowie abhängig von den praktischen Fähigkeiten 
der jeweiligen Bewohner. Die durch Stromaggre-
gate produzierte Elektrizität machte es möglich, 
Satellitenantennen zu installieren und gestattete 
damit eine beinahe lückenlose Ausstrahlung rumä-
nischer Fernsehprogramme. Wie auf  den meisten 

„Plätzen“ zeugte die Einrichtung der Wohnwagen 
und Hütten auch auf  Le Hanul vom Geschick der 
Bewohner und Bewohnerinnen, sich Räume, die 
man auch als „Nicht-Orte“ bezeichnen könnte, 
anzueignen und bewohnbar zu machen. Dabei 
steht der (relative) Komfort sowie die Reinheit der 
privaten Räumlichkeiten stets in krassem Kontrast 
zum äußeren Anschein der Siedlung an sich und 
ihrer Umgebung.

Wie in vielen Roma-Siedlungen bildeten auch die 
Bewohner des Hanul keine homogene Gruppe. 
Zwar waren alle rumänische Staatsangehörige 
und die meisten bezeichneten sich als Roma, da 
sie Romanes sprachen, doch stammten sie aus 
verschiedenen Regionen Rumäniens und ihre 
Lebenswege in kommunistischer und postkom-
munistischer Zeit unterschieden sich deutlich. Die 
Ältesten unter ihnen hatten sich in Frankreich nie-
dergelassen, nachdem sie im Laufe der 1990er Jahre 
andere Siedlungen im Département Seine-Saint-
Denis kennengelernt hatten. Sie stammten aus 
Dörfern oder Kleinstädten in der Region Timişoara 
in Westrumänien, von wo aus einige von ihnen 
bereits in den 1980er Jahren Reisen in andere Staa-
ten unternommen hatten, insbesondere nach Jugo-
slawien oder Ungarn. In ihrem Heimatland hatten 
die Familien zumeist auf  dem Land gelebt, in einer 
konfessionell und sprachlich vielfältigen Region, die 
durch die seit langem dort lebenden ungarischen, 
serbischen und schwäbischen Minderheiten (Bana-
ter Schwaben) geprägt war. Ein anderer Teil der 
Familien kam aus der Region des Donaudeltas im 
äußersten Osten des Landes, insbesondere aus den 

Städten Tulcea, Galaţi, Braila und dem jeweiligen 
Umland. Einige hatten in Wohnungen in einer die-
ser Industriestädte gelebt, andere in Häusern auf  
dem umliegenden Land. Die Regionen, aus denen 
die beiden größten Gruppen der Hanul-Bewohner 
stammten, sind historisch und kulturell sehr unter-
schiedlich geprägt und weisen große Differenzen in 
den ökonomischen und landwirtschaftlichen Struk-
turen auf.22

Mechanismen der Ausgrenzung

Wie die Räumung des Hanul-„Platzes“ im Som-
mer 2010 gezeigt hat, mit der die seit zehn Jahren 
stabile Wohnsituation ein Ende fand, ist die Politik 
der systematischen Räumung und Abschiebung der 
Roma in ihre Herkunftsländer alles andere als neu. 
Seit Beginn der 1990er Jahre gilt als institutionelle 
Logik, diese als unerwünscht geltenden Familien 
fernzuhalten. Von einigen Ausnahmen abgesehen 
zeigen Staat und Kommunen keinerlei Toleranz 
gegenüber neu entstehenden Siedlungen. Seit der 
Einführung einer jährlichen Abschiebequote im 
Jahr 2006, die von den betreffenden Dienststellen 
umgesetzt werden muss (25 000 Abschiebungen 
im Jahr 2006, 36 000 im Jahr 2012), sind ein Drittel 
der Ausgewiesenen rumänische und bulgarische 
Staatsbürger, hauptsächlich Bewohner von Sied-
lungen. Während seiner Zeit als Innenminister in 
der Regierung von Jean-Marc Ayrault versprach 
Manuel Valls im Jahr 2013, diese „Quotenpolitik“ 
zu beenden, kündigte jedoch zugleich an, eine harte 
Haltung im Kampf  gegen die „erduldete“ Immig-
ration beizubehalten. Faktisch scheint die Zahl der 
Abschiebungen seit dem politischen Machtwechsel 
bei den Präsidentschaftswahlen 2012 nicht gesun-
ken zu sein.

Bis Januar 2007 war eine fehlende Aufenthaltser-
laubnis über das dreimonatige Touristenvisum hin-
aus bereits ausreichend für einen Abschiebungstitel 
(frz. „obligation de quitter le territoire“, Anweisung 
zum Verlassen des Landes). Dies ist jedoch seit 
dem EU-Beitritt Rumäniens und Bulgariens nicht 
mehr möglich. Daher rechtfertigten die Behörden 
seit Frühjahr 2007 die Abschiebung rumänischer 
und bulgarischer Staatsbürger beinahe systematisch 
mit dem Argument, dass die „Überlastung des 
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französischen Sozialsystems“ durch Personen ohne 
Erwerbseinkommen drohe. Diese Regelung war 
zwar bereits im Code de l’Entrée et du Séjour des 
Etrangers et du Droit d’Asile (dt. Gesetz über die 
Einreise und den Aufenthalt von Ausländern und 
über das Asylrecht) enthalten, jedoch bis dato noch 
nie zur Ausweisung von EU-Bürgern herangezo-
gen worden. Zugleich drängt die Einführung eines 

„Übergangsstatus“,23 der die Möglichkeiten legaler 
Erwerbstätigkeit drastisch einschränkt, die Familien 
weiter in die Schattenwirtschaft und macht es ihnen 
unmöglich, ein ausreichendes legales Einkommen 
vorzuweisen. All diese Maßnahmen – seien es 
die systematische Räumung der Siedlungen, die 
Abschiebung in die Herkunftsländer oder die Reg-
lementierungen, die legale Erwerbstätigkeit verhin-
dern – werden häufig als nutzlos, ja gar als unver-
nünftig verurteilt. Es stellt sich die Frage, warum 
eine kleine, seit vielen Jahren quantitativ stabile 
Bevölkerungsgruppe zum Umherirren gezwungen 
und in materieller Not belassen wird, obwohl auch 
für diese EU-Bürger das unantastbare Recht auf  
Freizügigkeit gilt und ihre Abschiebung zudem 
enorme Kosten verursacht. Ganz zu schweigen 
davon, dass die Abgeschobenen schon nach weni-
gen Tage oder Wochen wieder an dieselben Orte 
zurückkehren. Der gesetzliche Rahmen, der unent-
wegt aktualisiert wird, zeugt von der zu Grunde 
liegenden Verwaltungslogik und offenbart eine 
unerbittliche politische Kohärenz: Die Gesetze und 
Vorschriften sowie nicht selten auch die spontanen 
Entscheidungen der Schalterbeamten24 bilden ein 
effizientes Bündel an Kontrollmaßnahmen, das 
Unerwünschte auszuschließen versucht.

Die Bewohner der Siedlungen verhalten sich indes 
nicht passiv, sondern passen sich laufend an die 
neuen Umstände an und antizipieren mögliche 
Räumungen. Einige schaffen es, dem Leben in der 
Siedlung ganz zu entkommen und sich „unsicht-
bar“ zu machen, andere erdulden weiterhin die 
erzwungene Irrfahrt, oft in denselben Regionen. 
Auf  lokaler Ebene wiederum sind manche Familien 
unterschiedlichen, mehr und weniger sinnvollen, 
sogenannten Eingliederungsmaßnahmen unterwor-
fen. So wurde gegenüber vom Hanul Ende 2007 
ein „Integrationsdorf“ gegründet, das fünfzehn 
Familien aufnahm, die im Zuge der Räumung eines 
einige hundert Meter entfernten Lagers ausgewählt 

worden waren. An die 500 Personen hatten dort 
gelebt, von denen 90 in Frankreich bleiben konnten 
(19 von 125 Familien) – die übrigen wurden nach 
Rumänien zurückgeschickt oder errichteten ihre 
Siedlungen in der Umgebung neu.

Der Ansatz, die Bewohner zuerst zu selektieren 
und dann auf  bewachten Lagerplätzen zu sammeln, 
wo sie sich verpflichten müssen, einem geradlinigen 
und normativen „Integrationsprozess“ zu folgen, 
reproduziert letztlich das Siedlungswesen, diesmal 
jedoch offiziell und von staatlicher Seite organi-
siert.25 Dabei sind sich diese politischen Initiativen 
selten der Schwierigkeiten bewusst, die auf  den 
Sozialarbeitern ebenso wie auf  den Verantwortli-
chen in den Institutionen lasten, wie beispielsweise 
der Personal- und Materialmangel, die administra-
tiven Hürden oder die nicht zu vernachlässigenden 
Vorbehalte der Öffentlichkeit oder der institutionel-
len Partner. Auch weiterhin bleibt den Betroffenen 
der Zugang zu Erwerbstätigkeit und die zeitnahe 
Unterbringung in Sozialwohnungen in den meisten 
Fällen verwehrt, selbst wenn die Projekte nur auf  
wenige Jahre angelegt sind. Die provisorischen 

„Betreuungseinrichtungen“ befinden sich meistens 
in derselben Gegend wie die selbstgebauten Lager, 
manchmal sogar auf  eben jenem Stück Land, das 
einige Monate oder Jahre zuvor selbst noch einen 

„Platz“ bildete. Illustriert dies nicht besonders deut-
lich das Paradoxon der öffentlichen (Ohn)Macht, 
dem zufolge Menschen zuerst getrennt und dann 
am selben Ort wieder zusammengeführt werden, 
um sie zu „integrieren“ oder „einzugliedern“? Der 
kürzlich veröffentliche Bericht zur „Evaluation der 
Maßnahmen zur Begleitung der Siedlungsbewoh-
ner“26 bestätigt diesen Willen zur Selektion: Er regt 
an, die Praxis der „sozialen Diagnostik“ in den 
nicht genehmigten Siedlungen zu systematisieren, 
um bereits vorab die Familien zu identifizieren, die 
eine „reale Perspektive in Frankreich“ haben. Eine 
Politik gegenüber einer gesamten Zielgruppe wird 
damit von einer direkten Kontrolle einzelner Indi-
viduen abgelöst. Die Auswahlkriterien, die zwar 
offiziell eindeutig und sachlich sind (eingeschulte 
Kinder, Beherrschung der französischen Sprache, 
Arbeitserfahrung, keine Vorstrafen), erweisen sich 
als unscharf  und ausgesprochen variabel, sobald sie 
umgesetzt werden sollen. Aufgrund der sehr gerin-
gen Anzahl an Unterkünften oder Angeboten zur 
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provisorischen Unterbringung, die von staatlicher 
Seite zur Verfügung gestellt werden, wird die Aus-
wahl unter den potentiell Begünstigten nach einem 
vorher festgelegten strengen Numerus clausus 
getroffen.27 So wird etwa ein Dutzend „begünstig-
ter Haushalte“ ermittelt, ungeachtet der Größe der 
jeweiligen Siedlung. Ob nun explizit oder implizit, 
die Kategorie „Roma-Migranten“ stellt demnach 
eine performative Kategorie dar, und zwar weil 
sie die Nicht-Aufnahme zugleich begründet und 
rechtfertigt.

Fazit

Die seit Beginn des neuen Jahrtausends in Frank-
reich diskutierte „Roma-Frage“ steht somit in 
einem größeren europäischen Kontext, innerhalb 
dessen sich eine ethnisch basierte Kategorie von 
Nationalität und Zugehörigkeit herausbildete, auf  
die spezifische politische Maßnahmen gerichtet 
sind. Es scheint, dass Entscheidungsträger und 
Institutionen mit der heutigen Kategorie „Roma“ 
eine Differenzierung anstreben, und zwar sowohl 
nach kognitiven als auch nach juristischen und 
räumlichen Kriterien: Diejenigen, die als „Roma/
Zigeuner“ bezeichnet werden, gelten als Einheimi-
sche; sie sind Staatsangehörige und EU-Bürger und 
keine a priori erkennbaren Ausländer. Die „Zigeu-
nerkunde“ des 19. Jahrhunderts, die im Verlauf  der 
letzten 20 Jahre durch die Politik zur Förderung 
eines „sozialen Aufstiegs der Roma-Minderheit“28 
wieder an Aktualität gewonnen hat, führt zu einer 
gleich doppelten Zuschreibung von „Andersartig-
keit“, im ethnischen wie im sozialen Sinne. So hat 
die Rhetorik der „Inklusion einer diskriminierten 
Minderheit“, welche die europäischen und interna-
tionalen Institutionen (Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP), der Internationale 

Währungsfonds, die Weltbank) aber auch bedeu-
tende NGOs wie das Open Society Institute propa-
gierten, das Schicksal der Roma nachhaltig von den 
politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen der 
1990er und 2000er Jahre abgekoppelt.

In Frankreich hat die jüngste, eher ethnisch als 
sozioökonomisch konnotierte Fokussierung auf  
die „Roma-Migranten“ – zweifelsohne sehr wenige 
an der Zahl – die strukturellen Schwierigkeiten, 
mit denen sich diese wie alle sozial Schwachen 
konfrontiert sehen, in den Hintergrund gedrängt: 
das Fehlen einer wirksamen Wohnungspolitik, ein 
finanziell ungenügend ausgestatteter Sozial- und 
Gesundheitssektor, der von Rentabilitätsdruck und 
Geschäftslogik geprägt ist29, ein Arbeitsmarkt, der 
zum Opfer der Finanzlogik der Wirtschaft wird, 
usw. Die 15 000 bis 20 000 in Lagern lebenden 
Roma machen nur einen verschwindend geringen 
Teil der 3,5 Millionen Menschen in Frankreich aus, 
die in ärmlichen Wohnverhältnissen leben und von 
denen 700 000 Personen ihres „privaten Wohnrau-
mes beraubt“30 sind. Es sind letzten Endes nicht 

„die Roma“ im Allgemeinen, die eine zielgerichtete 
und koordinierte Politik auf  europäischer Ebene 
benötigen. Ein großer Teil der sogenannten Roma- 
oder Zigeuner-Gemeinschaften, im Westen wie im 
Osten Europas, sind sehr gut und in verschiedens-
ter Form in ihr jeweiliges Umfeld integriert und 
wünschen nichts anderes, als in Ruhe ihr Leben 
führen zu dürfen, ohne durch eine von oben okt-
royierte eindeutige Kategorisierung vereinnahmt 
zu werden. Allerdings wären die Lebensbedingun-
gen all derer, die seit 20 Jahren tatsächlich einen 
schrittweisen sozialen Abstieg erleben und die auf-
grund dessen emigrieren, nur durch eine wirksame 
Sozialpolitik zu verbessern, die jene Mechanismen 
bekämpft, die Ungleichheiten erst produzieren.

Dr . Martin Olivera, Ethnologe, assoziiertes 
Mitglied des Laboratoire d’anthropologie urbaine 
(Institut interdisciplinaire d’anthropologie du con-
temporain, CNRS/EHESS, Paris), Mitglied des 
Lenkungsausschusses des wissenschaftlichen 
Netzwerks Urba-rom .

Übersetzung aus dem Französischen: Helena 
Dawin
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